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ne faccia ora un titolo d ’imputazione a danno dell’autore, arrestato, ne sono sicuro, per solo 
sospetto o forse per falsa denuncia, senza alcuna ragione positiva. Mi permetto aggiungere alla 
pubblicazione ingiustamente incriminata altre del Severin, che m ostrano la sua serietà. Sento di 
poter credere che PE. V., dopo aver dato un ’occhiata a questi scritti, riconoscerà, con la Sua bontà 
e il Suo sentimento di giustizia, ehe non si puô condannare o espellere dal Ticino un Italiano sol- 
tanto perché si occupa della storia e della demografia del Cantone.

Prego PE.V ., alla cui cortesia mi affido, di gradire gli atti délia mia riconoscente devozione e 
délia mia alta considerazione.
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Le Chef de la Division des Affaires étrangères 
du Département politique, P. Bonna, 

au Ministre de Suisse à Berlin, P. Dinichert

Copie
L OZ. Dringend Bern, 2. Mai 1938

Der Beauftragte für den Vier jahresplan hat unter dem 26. April 1938, 
zusammen mit dem Reichsminister des Innern, die im Reichsgesetzblatt 
1/1938, Seite 414, vom 26. April veröffentlichte Verordnung über die Anmel­
dung jüdischer Vermögen in Deutschland erlassen, die durch eine weitere Ver­
ordnung vom gleichen Tage über die Veräusserung von Betrieben mit jüdischer 
Beteiligung und die Eröffnung neuer nichtarischer Unternehmungen ergänzt 
und gesichert wird. In diesem Zusammenhang ist übrigens auch die Verord­
nung gegen die Unterstützung der Tarnung jüdischer Gewerbebetriebe vom 
22. April zu nennen.

Nach deutschen und österreichischen sowie ausländischen Pressekomm enta­
ren soll die Anmeldepflicht vorläufig die Inventarisierung und genaue Feststel­
lung des jüdischen Einflusses in der deutschen W irtschaft bezwecken und vor 
allem wegen der besondern israelitischen Verhältnisse in Österreich nötig 
geworden sein. Die zweite Verordnung, die eine Genehmigungspflicht für Ver- 
äusserungen und Neueröffnungen von Unternehmungen mit Beteiligung von 
Juden einführt, scheint der Verhinderung weiterer Ausbreitung des jüdischen 
Einflusses im deutschen Wirtschaftsleben dienen zu müssen. Es ist klar, dass 
die erwähnten Verpflichtungen empfindliche Auswirkungen für die in 
Deutschland lebenden Juden deutscher und ausländischer Nationalität mit sich 
bringen und noch nicht die letzten Massnahmen im Arisierungsprozess darstel­
len werden. So ist denn in der internationalen Presse die Befürchtung zum Aus­
druck gelangt, dass die Erfassung des jüdischen Kapitals über RM. 5000.— der 
erste Schritt zur Konfiskation der Judenvermögen bedeute, die wahrscheinlich 
irgendwie auf dem Zwangswege in den Dienst der deutschen W irtschaft und 
insbesondere des Vierjahresplanes gestellt werden dürften. Es wird ferner ver­
mutet, dass das jüdische Kapital zur Durchführung der vollständigen Arisie-
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rung, d .h . zur Deckung der mit der Arisierung verbundenen Bedürfnisse an 
Geldmitteln herangezogen werden solle. Die Bestimmung des § 7 der ersten 
Verordnung vom 26. April gibt jedenfalls dem Beauftragten für den Vierjah­
resplan die Ermächtigung, «die Massnahmen zu treffen, die notwendig sind, 
um den Einsatz des anmeldepflichtigen Vermögens im Einklang mit den Belan­
gen der deutschen W irtschaft sicherzustellen».

Es ist ausser Zweifel, dass die von den neuen Verordnungen betroffenen 
Juden in ihrer Existenz mehr als bisher bedroht werden, und wir verweisen in 
dieser Beziehung auf Wiener Pressemeldungen, gemäss welchen der Jude in 
Deutschland «bis aufs Hemd ausgezogen» werden solle, um dann an die 
Grenze gestellt zu werden. Da durch die Verordnungen auch schweizerische 
Juden beeinträchtigt werden dürften und die Gefahr besteht, dass diese eines 
Tages ohne jegliche Existenzmittel in ihre Heimat zurückkehren und hier der 
öffentlichen W ohltätigkeit zur Last fallen, so können die Vorgänge in der deut­
schen Arisierung für uns nicht gleichgültig sein. Wenn sich wahrscheinlich eine 
Anmeldung der Vermögen, -  wobei nach den einschlägigen Bestimmungen nur 
das in Deutschland liegende Kapital in Betracht fällt -  für unsere jüdischen 
Landsleute nicht wird verhindern lassen, so ist vor allem danach zu trachten, 
dass die fraglichen Guthaben gegen den Willen der Betroffenen nicht irgendwie 
gebunden werden, sondern unangetastet bleiben. Es ist wohl zurzeit noch unge­
wiss oder unbekannt, was gerade bezüglich der ausländischen Juden gehören­
den Vermögen geplant ist, und es ist Ihnen vielleicht möglich, in dieser Hinsicht 
Näheres in Erfahrung zu bringen. In diesem Zusammenhang dürfen wir Sie 
auch ersuchen, mit ändern Vertretungen fremder Staaten in Verbindung zu 
treten, um festzustellen, welche Haltung sie in der deutschen Arisierungsfrage 
einnehmen. Es ist nicht ausgeschlossen, das dritte Staaten bezüglich der Ari­
sierungsbestrebungen in Deutschland (Amerika, Grossbritannien, Holland) 
diesmal ihr bis jetzt an den Tag gelegtes passives Verhalten aufgeben. Eine 
Mitteilung im «Bund» vom 1. Mai könnte darauf schliessen lassen, die, unter 
dem Titel «Amerikanische Juden betroffen», folgendes besagt:

«W ashington, 29. d. (Havas.) Summer Welles hat Pressevertretern gegen­
über erklärt, dass er den Botschafter der Vereinigten Staaten in Berlin ersucht 
habe, ihm rasch einen Bericht über das Dekret betr. die jüdischen Vermögen in 
Österreich und Deutschland zukommen zu lassen. Von dieser Verordnung sol­
len zahlreiche amerikanische Staatsbürger betroffen werden.»

Wenn in der Angelegenheit eine Demarche von mehreren Regierungen 
zugleich unternommen würde, so wäre natürlich mehr Aussicht auf Erfolg vor­
handen, als wenn wir beispielsweise in der Sache allein vorgingen.

Im übrigen wäre es wohl auch zweckdienlich, die schweizerischen Juden in 
Deutschland und Österreich gehörenden Vermögenswerte wenigstens schät­
zungsweise zu ermitteln, dies schon deshalb, weil wir gegenwärtig, veranlasst 
durch die neue Wendung im Arisierungsprozess, nach weitern Möglichkeiten 
zur Heimschaffung von schweizerischen Rückwanderervermögen suchen, da 
durch die neuesten deutschen Massnahmen das Bedürfnis und der Zwang zur 
Rückkehr in die Schweiz sich noch verstärken werden. A uf das Finanzierungs­
problem werden wir in den nächsten Tagen in einem besondern Schreiben 
zurückkommen. Wir wären Ihnen aber zu Dank verpflichtet, wenn Sie bei den
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Ihnen unterstellten Konsulaten über dem Umfang des schweizerischen Juden­
vermögens in Deutschland und Österreich Umfrage halten w ollten1. Vorbe­
halten bleibt die Prüfung der Frage, ob nach dem A blauf der Anmeldefrist, 
d. h. nach dem 30. Juni 1938, die deutsche Regierung um nähere A uskunft über 
die bei ihr deklarierten Vermögen schweizerischer Juden angegangen werden 
könnte.

Aus der Verordnung vom 26. April geht nicht eindeutig hervor, ob nur das 
in Deutschland liegende Vermögen ausländischer, in Deutschland wohnender 
Juden angemeldet werden muss, oder ob eine Anmeldung solchen Vermögens 
auch dann in Frage kommt, wenn der Eigentümer nicht in Deutschland ansäs­
sig ist. Auch hierüber wäre eine Aufklärung uns sehr erwünscht.

Ihres Berichtes2 gerne gewärtig, versichern wir Sie, Herr Minister, unserer 
ausgezeichneten Hochachtung.

1. Les résultats de cette enquête, communiqués notamment dans une lettre de Kappeler à Berne 
du 23 septembre 1938, sont les suivants:
Konsularbezirk Berlin RM. 2991000.

Bremen 173000.—
Düsseldorf — . —

Elbing — . —
Frankfurt 2065000.—
Hamburg 233 000.—
Köln 8 000.—
Leipzig 634000.—
Mannheim 10000.—
München 2788 000.—
Stuttgart 250000.—

RM. 9152000.—

2. La réponse, non reproduite, de Dinichert est du 9 mai 1938.
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Le Ministre de Suisse à Paris, W. Stucki, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L Paris, 3 mai 1938

Dès réception de votre communication télégraphique du 30 av ril1, je me 
suis, de mon côté, mis en rapport avec M. le Ministre Arnal, Sous-Directeur du 
Service de la Société des Nations au Quai d ’Orsay, afin de compléter les infor-

1. Non reproduite. Elle informait Stucki de la démarche demandée à Paravicini dans le télé­
gramme suivant, également du 30 avril: Havas publie intention britannique soumettre Conseil
Société des Nations résolution sur neutralité suisse. Rappelez d ’urgence Foreign Office que le 
consultâmes avant envoi mémorandum et exprimez attente que serons également consultés 
avant dépôt ou publication résolution.
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